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Aus der Gutachtenpraxis 
des DNotI

BGB §§ 27 Abs. 2, 40 
Eingetragener Verein: Widerruf der Bestel-
lung des Vorstands; Widerruf aus wichtigem 
Grund; statutarische Erschwerung des Wider-
rufs durch qualifi zierte Mehrheit 

I. Sachverhalt
Die Satzung eines eingetragenen Vereins sieht vor: 

„Die Mitglieder des Vorstands und des er weiterten Vor-
stands können durch einen Beschluss der Mitgliederver-
sammlung mit 2/3-Mehrheit abgewählt werden.“

Am 21.9.2019 fasste die Mitgliederversammlung einen 
Beschluss über die Abberufung des geschäftsführenden 
Vorstands aus wichtigem Grund. Dabei wurden 60 % 
der Stimmen für die Abberufung abgegeben, 40 % da-
gegen. Der Wahlleiter stellte fest, dass der geschäftsfüh-

rende Vorstand abgewählt worden sei. Die Abberufung 
wurde zur Eintragung ins Vereinsregister an gemeldet.

Das Registergericht hat die Eintragung mit der Begrün-
dung verweigert, dass die statutarisch geforderte Mehr-
heit von 2/3 nicht erreicht worden sei. Die Satzungs-
bestimmung sei wirksam; abweichende Entscheidungen 
zum GmbH-Recht ließen sich auf das strukturell unter-
schiedliche Vereinsrecht nicht übertragen.

II. Frage
Ist die statutarisch vorgeschriebene 2/3-Mehrheit bei 
einer Abberufung des Vorstands aus wichtigem Grund 
zu beachten?

III. Zur Rechtslage
1. Problem: Dispositivität des § 27 Abs. 2 BGB
Gem. § 27 Abs. 2 BGB ist die Vorstandsbestellung je-
derzeit widerrufl ich (S. 1), die Wider rufl ichkeit kann 
durch die Satzung jedoch auf den Fall beschränkt wer-
den, dass ein wichti ger Grund für den Widerruf vor-
liegt, insbesondere eine grobe Pfl ichtverletzung oder die 
Unfähig keit zur ordentlichen Geschäftsführung (S. 2). 
Diese Widerrufsregelung wird von § 40 S. 1 BGB nicht 
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in den Kreis der dispositiven Bestimmungen aufge-
nommen, sodass eine abwan delnde statutarische Rege-
lung nur in den immanenten Grenzen der gesetzlichen 
Regelung möglich ist (Staudinger/Schwennicke, BGB, 
2019, §  40 Rn. 1: nicht aufgenommene Bestimmun-
gen könnten satzungsdispositiv sein, wenn dies in der 
Bestimmung vorgesehen sei, etwa in § 27 Abs. 2 S. 2 
BGB). Fraglich ist daher, ob § 27 Abs. 2 BGB die freie 
Widerrufl  ichkeit für grundsätzlich dispositiv erklärt 
und lediglich den Widerruf aus wichtigem Grund ge-
sichert sehen will oder ob die Vorschrift nur eine ein-
zige statutarische Abweichung gestat tet, nämlich die 
Beschränkung auf den außerordentlichen Wider-
ruf. Im ersten Fall wä ren sämtliche statutarischen Ab-
weichungen zulässig, solange sie nur den Widerruf aus 
wichtigem Grund nicht antasteten, im zweiten Fall 
könnte auch der einfache Widerruf nicht statutarisch 
erschwert werden. Dem Gesetzeswortlaut dürfte sich 
eine klare Antwort nicht entnehmen lassen und auch 
der Gesetzgeber schien den (grundsätzlich) dispositiven 
oder absoluten Charakter der Norm off enhalten zu wol-
len (vgl. Protokolle, in: Mugdan, Bd. 1, 1899, S. 611).

2. Meinungsstand
Die vereinsrechtliche Literatur äußert sich zu dieser Fra-
ge uneinheitlich:

Nach großzügiger (Minder-)Meinung kann die Satzung 
sogar die Abberufung aus wichtigem Grund erschwe-
ren, insbesondere durch ein höheres Mehrheitserfor-
dernis (Reichert/Wagner, Ver eins- und Verbandsrecht, 
14. Aufl . 2018, Kap. 2 Rn. 2230). Die abweichen-
de Rechtspre chung zum GmbH-Recht (§  38 Abs. 2 
GmbHG) gelte im Vereinsrecht nicht, allerdings dür fe 
die Abberufung „nicht zu sehr“ erschwert werden. Dem 
steht die strenge An sicht gegenüber, dass sämtliche Er-
schwerungen über das Erfordernis des wichtigen Grunds 
hinaus (etwa ein qualifi ziertes Mehrheitserfordernis) 
unwirksam seien (so off enbar Baumann, in: Baumann/
Sikora, Hand- und Formularbuch des Vereinsrechts, 
2. Aufl . 2017, § 8 Rn. 115).

Die wohl überwiegende Meinung lässt statutarische 
Abweichungen zu, solange sie nicht die außerordent-
liche Abberufung weiter einschränken. Ein qualifi -
ziertes Mehrheitser fordernis wird also dann abge-
lehnt, wenn es (auch) den Widerruf aus wichtigem 
Grund be treff en soll (Staudinger/Schwennicke, §  27 
Rn. 54; BeckOGK-BGB/Segna, Std.: 1.10.2019, §  27 
Rn. 42; BeckOK-BGB/Schöpfl in, Std.: 1.11.2019, § 27 
Rn. 14; Wagner, in: Münchener Handbuch des Gesell-
schaftsrechts, Bd. 5, 4. Aufl . 2016, § 21 Rn. 8; Sauter/
Schweyer/Waldner, Der eingetragene Verein, 20. Aufl . 
2016, Rn.  269; wohl auch Soer gel/Hadding, BGB, 
13.  Aufl . 2000, §  27 Rn. 19; zumindest tendenziell 

Stöber/Otto, Hand buch zum Vereinsrecht, 11. Aufl . 
2016, Rn. 428 m. Fn. 6).

Im Hintergrund der vereinsrechtlichen Hauptmeinung 
steht die Rechtsprechung zum fast gleichlautenden 
§ 38 Abs. 2 GmbHG. Hier hat der BGH bereits aus-
drücklich entschieden, dass der Widerruf aus wichtigem 
Grund nicht an eine höhere als die einfache Mehrheit 
ge bunden werden könne (NJW 1983, 938 f.; vgl. dazu 
auch GroßkommGmbHG/Paefgen, 2. Aufl . 2014, § 38 
Rn. 20).

3. Stellungnahme
Unseres Erachtens sollte der überwiegenden Mei-
nung zu folgen sein: Teleo logisch betrachtet kann § 27 
Abs. 2 BGB schwerlich einen anderen Schutz intendie-
ren als den der Vorstandsabberufung aus wichtigem 
Grund. Es dürfte daher zulässig sein, einen Umkehr-
schluss aus der Grenze des §  27 Abs. 2 S. 2 BGB zu 
ziehen und Erschwerungen der Widerrufl ichkeit bis zur 
Grenze des wichtigen Grunds als gestattet zu betrach-
ten (vgl. auch BeckOGK-BGB/Segna, §  27 Rn.  42, 
der a maiore ad minus Widerrufsgründe unterhalb des 
wichtigen Grunds zulässt; das heißt wohl zugleich, dass 
sonstige Erschwerungen der Widerrufl ichkeit bis zur 
Grenze des wichtigen Grunds erlaubt sind, denn auch 
einfache Wi derrufsgründe sind Erschwerungen der Wi-
derrufl ichkeit). Erschwerungen über diese Grenze hi-
naus erscheinen angesichts des Schutzzwecks und des 
Gesetzeswortlauts zumin dest problematisch. Insoweit 
lässt sich die vorhandene Rechtsprechung zu §  38 
Abs. 2 GmbHG durchaus auf das Vereinsrecht über-
tragen. Der pauschale Verweis auf die strukturelle Un-
terschiedlichkeit von Verein und Kapitalgesellschaft ist 
kein Argument. Pauschal genom men ist diese Behaup-
tung sogar falsch, denn das Vereinsrecht ist dogmatisch 
und systema tisch betrachtet die Grundlage des Kör-
perschaftsrechts. Dies rechtfertigt es von Fall zu Fall, 
sowohl Normen des Vereinsrechts auf die GmbH an-
zuwenden (vgl. Gutachten DNotI-Report 2019, 113, 
115) als auch Normen des Vereinsrechts mithilfe der 
Rechtsprechung zu GmbH-rechtlichen Parallelnormen 
auszulegen. Das konkretere Argument, dass der GmbH-
Geschäftsführer im Unterschied zum Vereinsvorstand 
keinerlei Beschränkung in der Ver tretungsmacht unter-
liegen könne (§  37 Abs. 2 GmbHG) und sich daher 
leichter müsse ab berufen lassen (vgl. Reichert/Wag-
ner, Kap. 2 Rn.  2230), überzeugt ebenso wenig: Der 
Gesetzgeber zeigt mit der Bestimmung des §  27 
Abs. 2 S.  2 BGB doch gerade, dass er auch im Ver-
einsrecht die Abberufung aus wichtigem Grund ge-
sichert sehen will. Prima facie laufen die Regelungen 
parallel und es bedürfte u.  E. gewichtigerer Gründe, 
den Wortlaut je nach Rechtsträger unterschiedlich aus-
zulegen.
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4. Fazit
Da es laut Sachverhalt um eine Abberufung aus wich-
tigem Grund ging, konnte die Satzung für den Be-
schluss der Mitgliederversammlung keine erhöhte 
Mehrheit vorschreiben. Die zitierte Klausel dürfte 
nach oben Gesagtem insoweit nichtig sein (wenn sich 
nicht bereits durch Auslegung ergeben sollte, dass sie 
lediglich die Abberufung ohne wichtigen Grund be-
triff t). Eine Gesamtnichtigkeit der Klausel ist damit 
nicht notwendigerweise verbunden; vielmehr kommt 
eine geltungserhaltende Reduktion in Betracht (vgl. 
GroßkommGmbHG/Paefgen, §  38 Rn. 21; Baum-
bach/Hueck/Beurskens, GmbHG, 22. Aufl . 2019, § 38 
Rn.  5). Bei einer Abberufung ohne wichtigen Grund 
wäre daher die erhöhte Mehrheit zu beachten. Dem Ver-
ein mag dennoch zu empfehlen sein, den Anwendungs-
bereich des Mehrheitserfordernisses durch Satzungsän-
derung klarzustellen.

Das Registergericht freilich kann die Eintragung der 
Abberufung nach alledem nicht verweigern; die erfor-
derliche Beschlussmehrheit wurde erreicht.

hn wurde testamentarisch nicht be rücksichtigt.

Zum Nachlass gehört ein Grundstück. Der Testaments-
vollstrecker verkaufte dieses auf Basis und un ter Vor-
lage des Testaments und der Eröff nungsniederschrift. 
Nach Abschluss des notariellen Kaufvertrags drohte der 
(enterbte) Sohn die An fechtung des Testaments wegen 
angebli cher Geschäftsunfähigkeit des Erblassers an und 
behielt sich gerichtliche Schritte vor. 

Dem Käufer des Grundstücks ist dies bekannt. Eine Kla-
ge ist allerdings bisher nicht erhoben worden. Das Nach-
lassgericht sieht keine Anhaltspunkte für eine Unwirk-
samkeit des Testaments. Der Testa mentsvollstrecker und 
die testamentarisch eingesetzten Erben haben nunmehr 
einen Erbschein und ein Testamentsvollstreckerzeugnis 
beantragt, um einen gutgläubigen Erwerb des Grund-
stückserwerbers zu ermöglichen. Dessen Rechtsanwalt 
wendet allerdings ein, dass auch in die sem Fall kein gut-
gläubiger Erwerb möglich sei, da dem Käufer bekannt 

sei, dass der enterbte Sohn möglicherweise die Unwirk-
samkeit des Testaments herbeiführen könne (selbst 
wenn da für derzeit keine Anhaltspunkte bestünden).

II. Fragen
1. Wie lässt sich ein rechtssicherer Erwerb des Käufers 
sicherstellen, auch wenn ein Rechtsstreit über die Wirk-
samkeit des Testaments im Raum steht?

2. Wie weit reicht allgemein der Gutglaubensschutz 
beim Testamentsvollstreckerzeugnis?

III. Zur Rechtslage
1. Positive Reichweite des Schutzes durch ein Testa-
mentsvollstreckerzeugnis
Auf das Testamentsvollstreckerzeugnis sind gem. 
§ 2368 S. 2 Hs. 1 BGB die Vorschriften über den Erb-
schein (insbesondere §§ 2365, 2366 BGB) entspre chend 
anzuwenden. 

Sollte das Testamentsvollstreckerzeugnis unrichtig 
sein, so geht die Fiktionswirkung gem. §§  2368 S.  2 
Hs.  1, 2365 BGB dahin, dass der Testamentsvoll-
strecker das darin be zeugte Amt einschließlich evtl. 
angegebener Erweiterungen erlangt hat und durch 
keine anderen als die angegebenen Anordnungen be-
schränkt ist. Fehlt es tatsächlich an der Rechtsmacht, 
so wird sie dem gutgläubigen Dritten gegen über durch 
das Zeugnis fi n giert. Geschäfte des Scheintestaments-
vollstreckers sind daher hinsichtlich ihrer Wirksam-
keit gegenüber einem gutgläubigen Dritten denjenigen 
des wirklichen Testaments vollstreckers gleichgestellt. 
Das Zeugnis legitimiert den Testa mentsvollstrecker 
bei allen Rechtsgeschäften, die er kraft seiner 
Amtsstellung vorzu nehmen hat (s. nur Münch-
KommBGB/Grziwotz, 8. Aufl . 2020, § 2368 Rn. 45, 47; 
Staudinger/Herzog, BGB, 2016, §  2368 Rn.  25; 
Palandt/Weidlich, BGB, 79. Aufl . 2020, §  2368 
Rn.  8). Der Schutz des öff entlichen Glaubens auf-
grund des Testaments vollstreckerzeugnisses er streckt 
sich auch auf Verpfl ichtungsgeschäfte: Der Schein-
testamentsvollstrecker kann daher den Nachlass und 
somit den wirklichen Erben nach §§ 2206, 2207 BGB 
wirksam verpfl ichten (NK-BGB/Kroiß, 5. Aufl . 2018, 
§  2368 Rn.  21; MünchKommBGB/Grziwotz, §  2368 
Rn.  48; Palandt/Weidlich, §  2368 Rn.  8). Der Gut-
glaubensschutz greift selbst dann ein, wenn der Testa-
mentsvollstrecker dem Käu fer das Testamentsvollstre-
ckerzeugnis nicht vorgelegt hat (s. nur BGH NJW 1963, 
1972, 1974 zum Erbschein). 

Insgesamt werden über die §§  2365  ff . BGB also Ge-
schäfte des Scheintestamentsvoll streckers denjenigen 
eines tatsächlichen Testamentsvollstreckers gleich-
gestellt. Zimmermann (Die Testamentsvollstreckung, 


